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Kapitel I

Konzentrationsstatistik vor der Modernisierung

1. Modernisierungsbedarf der 
Konzentrationsstatistik 

89. Die Konzentrationsberichterstattung der Monopol-
kommission wird alle zwei Jahre als zentraler Teil ihres
Hauptgutachtens veröffentlicht. Sie dient gemäß § 44
Absatz 1 Satz 1 GWB dem Zweck, den Stand und die ab-
sehbare Entwicklung der Unternehmenskonzentration in
Deutschland zu beurteilen. Der Fokus der Betrachtung
lag in den letzten Jahren auf der Gruppenbildung recht-
lich selbstständiger Unternehmen durch Kapitalbeteili-
gungen, Organschaften und Kooperationsverträge. Im
Siebzehnten Hauptgutachten1 wurden erstmals auch Ka-
pitalverflechtungen deutscher Unternehmen mit dem
Ausland betrachtet. Trotz zahlreicher Verbesserungen der
Konzentrationsstatistik in den letzten Jahren bleiben je-
doch interpretatorische Grenzen. Hierfür sind in erster Li-
nie zwei Problembereiche verantwortlich. 

90. Zum einen ist es bisher nicht möglich, eine Vielzahl
von Märkten ohne umfangreiche redaktionelle Recher-
chen empirisch adäquat abzubilden. Konzentrationsmaße
werden daraus folgend ausschließlich auf nationaler
Ebene nach der Wirtschaftszweigklassifikation bzw. auf
Grundlage des Güterverzeichnisses für Produktionsstatis-
tiken erhoben. Dadurch können geografisch und sachlich
relevante Märkte nicht adäquat abgegrenzt werden. Diese
Problematik verschärft sich im Zuge der Globalisierung
zunehmend. Darüber hinaus sind Konzentrationsmaße
nur ein Indikator neben anderen zur Feststellung der
Wettbewerbsintensität in einem Markt. Weitere Indikato-
ren wie beispielsweise potenzielle Wettbewerber oder
Markteintrittsbarrieren werden durch die Statistik bisher
nicht erfasst. Um die wirtschaftspolitische Aussagekraft
der Konzentrationsstatistik zu erhöhen, könnte es daher
sinnvoll sein, die flächendeckende Konzentrationsbe-
richterstattung zugunsten weniger umfangreicher, dafür
aber tiefer gehender empirischer Untersuchungen einzu-
schränken oder sogar ganz aufzugeben.2 Eine Aufgabe
der klassischen Konzentrationsstatistik würde es ermögli-
chen, dringend benötigte personelle und finanzielle Res-
sourcen für Analysen tiefer gehender Fragestellungen
freizusetzen. 

91. Der zweite zentrale Problembereich, der die Aus-
sagekraft der konzentrationsstatistischen Auswertungen
limitiert, betrifft den eingeschränkten Zugang zu geeig-
neten amtlichen Datenbeständen. Die Datenzugangspro-
blematik ist durch die mittlerweile bestehende Möglich-
keit, Berechnungen auf der Basis von amtlichen

Mikrodaten an Arbeitsplatzrechnern im Forschungsdaten-
zentrum (FDZ) der statistischen Ämter des Bundes und
der Länder durchzuführen, deutlich entschärft worden.3
Während der kurzen praktischen Zusammenarbeit in den
letzten zwei Monaten vor Abgabe dieses Gutachtens of-
fenbart sich indes bereits, dass die Anforderungen der
Monopolkommission zu hohen außerordentlichen Belas-
tungen des FDZ führen, die nicht im Rahmen der übli-
chen Geschäftsprozesse aufzufangen sind. Besonders der
enorme Umfang der benötigten Daten und die hohen Ak-
tualitätsanforderungen stellen für das FDZ eine große He-
rausforderung dar. 

92. Unabhängig von der Datenzugangsproblematik ha-
ben sich die Rahmenbedingungen in Bezug auf die zur
Verfügung stehenden Unternehmensdaten im Vergleich
zu früheren Jahren grundlegend verändert. Während noch
bis zum Sechzehnten Hauptgutachten nahezu alle für die
Monopolkommission verfügbaren und relevanten Unter-
nehmensdatenbestände ausgewertet wurden, übersteigt
das Angebot relevanter öffentlicher und privater Daten-
bestände bereits heute bei Weitem die finanziellen und
personellen Analysekapazitäten der Monopolkommission.
Dies ist einerseits auf die Verfügbarkeit deutlich umfang-
reicherer Datenbestände bei privaten und öffentlichen In-
stitutionen zurückzuführen. Andererseits sind für eine
Großzahl von Unternehmen zahlreiche zusätzliche Be-
gleitmerkmale verfügbar, die vielfältige neuartige Analy-
sen erlauben. Hinzu kommt schließlich, dass mittelfristig
auch Paneldatensätze zugänglich sein werden, die die An-
wendung bisher nicht nutzbarer empirischer Methoden
und deskriptiver Auswertungen ermöglichen. Aufgrund
der enormen Vielfalt wettbewerbspolitisch relevanter Fra-
gestellungen, die dadurch zukünftig analysierbar sind,
müssen aus Kapazitätsgründen notwendigerweise Unter-
suchungen vieler interessanter Themengebiete und Da-
tensätze unterbleiben. Für die Zukunft stellt sich vor die-
sem Hintergrund verstärkt die Frage, welche Daten
beschafft und welche Analysen mit den knappen Mitteln
durchgeführt werden sollen. Um die Nutzerorientierung
bei der Themenauswahl zu stärken, sind interessierte Le-
ser der Konzentrationsstatistik eingeladen, der Monopol-
kommission Vorschläge für zukünftige Schwerpunktset-
zungen und Untersuchungen spezifischer Themengebiete
zu unterbreiten. 

93. Sowohl die genannten Probleme einer adäquaten
empirischen Abbildung von Märkten als auch die in den
letzten Jahren erheblich gestiegenen Analysepotenziale
öffentlicher und privater Datenstände sprechen für eine
grundlegende Neuausrichtung der Konzentrationsstatis-
tik. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-

1 Monopolkommission, Weniger Staat, mehr Wettbewerb, Hauptgut-
achten 2006/2007, Baden-Baden 2008,

2 Vgl. ebenda, Tz. 195 ff. 3 Vgl. Abschnitt 4.1 im Einleitungskapitel dieses Gutachtens.
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gie hat diese Situation zum Anlass genommen, dem Zen-
trum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) einen
Gutachtenauftrag zu erteilen, der die Entwicklung einer
neuen konzeptionellen Grundlage für die zukünftige Kon-
zentrationsberichterstattung zum Ziel hat. Damit ist es ge-
lungen, die für eine solch umfangreiche Aufgabe nötigen
personellen und finanziellen Ressourcen sowie das nötige
Expertenwissen zu akquirieren. Erste Ergebnisse des
ZEW-Gutachtens sollen wenn möglich bereits im nächs-
ten Hautgutachten der Monopolkommission Berücksich-
tigung finden. 

94. Angesichts der zentralen Bedeutung der Daten-
grundlage für die Konzentrationsberichterstattung werden
in den nächsten Abschnitten zunächst die aktuelle Sach-
lage diesbezüglich beschrieben und wichtige Veränderun-
gen im Vergleich zu früheren Jahren erläutert. In Ab-
schnitt zwei folgen im Anschluss verschiedene
deskriptive Auswertungen auf der Basis des Unterneh-
mensregisters. Diese umfassen unter anderem sowohl
Statistiken zur Verteilung von Unternehmensgruppen in
Deutschland als auch erstmalig einen deutschlandweiten
Überblick zur Unternehmensteilnahme am EU-Binnen-
handel.

1.1 Unternehmensdaten

95. Empirische Analysen müssen sich stets an den tat-
sächlich zur Verfügung stehenden Daten orientieren. Ne-
ben inhaltlich motivierten spezifischen Fragestellungen
determinieren die verfügbaren Daten regelmäßig die tat-
sächlich durchzuführenden Auswertungen. Der Umfang
prinzipiell verfügbarer Unternehmensdatenbestände für
wettbewerbspolitisch relevante Fragestellungen wächst
rasant und stetig, sowohl vonseiten der privaten Anbieter
als auch der amtlichen Statistik. Es stellt sich daher im-
mer mehr die Frage, welche Datengrundlage vor dem
Hintergrund begrenzter Ressourcen die Kriterien inhaltli-
che Aussagekraft, Einheiten- und Merkmalsabdeckung,
Qualität, Handhabbarkeit und Anschaffungskosten opti-
mal erfüllt. Für langfristig angelegte oder wiederkehrende
Untersuchungen kommen als zusätzliche wichtige Krite-
rien bei der Auswahl geeigneter Daten die Kontinuität der
Verfügbarkeit, die Standardisierbarkeit und zu erwartende
zusätzliche Analysepotenziale hinzu. Je nachdem, ob öf-
fentliche Daten oder Daten kommerzieller Anbieter Ver-
wendung finden sollen, stehen unterschiedliche Kriterien
bei der Beurteilung im Vordergrund. 

1.1.1 Private Datenanbieter

96. Ein Rückgriff auf private Daten ist in der Regel nö-
tig, weil die amtliche Statistik zentrale Unternehmens-
merkmale, wie z. B. Kapitalbeteiligungen, nicht erfasst.
Einige sehr umfangreiche Unternehmensdatensätze wer-
den von kommerziellen Anbietern vertrieben. Abnehmer
sind in der Regel andere Unternehmen, die mit diesen Da-
ten eigene Marktanalysen betreiben. Zudem sind öffent-
liche Institutionen und Universitäten Hauptabnehmer großer
privater Unternehmensdatenbestände. Daneben existieren
zahlreiche sehr spezifische, relativ kleine Unternehmens-
datensätze in privater Hand, die beispielsweise Branchen-

verbände, Interessengruppen, Forschungseinrichtungen
und Unternehmen für eigene Zwecke selbst erhoben ha-
ben. Derartige Datensätze werden in der Regel nicht
kommerziell vertrieben, können jedoch ebenfalls für
wettbewerbspolitische Analysen hochinteressant sein. In-
wieweit die Monopolkommission in solchen Fällen einen
Zugang erhalten kann, ist im jeweiligen Einzelfall zu prü-
fen. 

97. Im Bereich der sehr umfangreichen kommerziell
vertriebenen Unternehmensdatensätze sind zwei Anbieter
von besonderer Bedeutung für die Arbeit der Monopol-
kommission. Die größte Unternehmensabdeckung für
Unternehmen mit Sitz in Deutschland weist der Datenbe-
stand des Verbandes der Vereine Creditreform e.V. (VVC)
auf. Herausragende Merkmale der Datenbestände von
VVC sind neben der großen Abdeckung von Unterneh-
men die eigenständige dezentrale Erhebung der Daten,
Informationen zu Kapitalverflechtungen zwischen Unter-
nehmen und die Bereitstellung von Bonitätskennzahlen
zu allen wirtschaftsaktiven Unternehmen in Deutschland.
Im Jahr 2009 wurden von VVC ca. 3,7 Millionen deut-
sche Unternehmen erfasst. 

98. Der zweite große Datenanbieter ist die Bureau van
Dijk Electronic Publishing GmbH (BvD). Die Daten-
bestände des Anbieters BvD zeichnen sich durch eine
sehr große internationale Abdeckung (über 50 Millionen
Einheiten), die Erfassung nationaler und internationaler
Kapitalbeteiligungen zwischen Unternehmen sowie die
Aufbereitung vieler Begleitmerkmale, wie z. B. Bilanz-
kennzahlen, Besetzung von Vorstandsgremien und Anga-
ben zu M&A-Aktivitäten, aus. BvD erhebt in der Regel
selbst keine Daten, sondern kauft bei anderen Unterneh-
men unterschiedliche Rohdatensätze auf, fügt diese zu
konsistenten Datensätzen zusammen und nimmt gegebe-
nenfalls eigene Bereinigungen und Qualitätssicherungs-
maßnahmen vor. c

99. Die bei BvD erhältlichen Firmendaten zu deutschen
Unternehmen, die auch vom Statistischen Bundesamt er-
worben und weiterverarbeitet werden, stammen in erster
Linie von VVC. Von BvD werden einschränkend jedoch
nur solche Unternehmen aus dem Datenbestand von VVC
weiterverarbeitet, die handelsregisterlich registriert sind
und einen Bonitätsindex in Höhe von maximal 499 Punk-
ten aufweisen, was einem internationalen Kreditrating
mindesten in der Klasse D entspricht. Der daraus resultie-
rende Datenbestand umfasst ca. 1,2 Millionen deutsche
Unternehmen. Sofern Daten anderer Kooperationspart-
ner von BvD zu deutschen Unternehmen vorliegen, wer-
den diese gegebenenfalls ergänzt oder bei divergierenden
Angaben über mehrstufige Qualitätssicherungsmaßnah-
men validiert. Ergänzungen werden besonders in Bezug
auf internationale Kapitalverflechtungen vorgenommen,
da VVC nur Verflechtungsangaben innerhalb Deutsch-
lands oder bei Beteiligung von österreichischen und lu-
xemburgischen Unternehmen liefert. BvD reichert diese
Verflechtungsinformationen von VVC durch Rückgriff
auf weitere Datenquellen mit Informationen zu einer gro-
ßen Anzahl zusätzlicher internationaler Kapitalverflech-
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tungen, an denen deutsche Unternehmen direkt oder mit-
telbar beteiligt sind, an.

100. Die EU-Registerverordnung4 schreibt dem Statisti-
schen Bundesamt vor, Daten über die Gruppenzugehörig-
keit von Unternehmen zu führen. Da diese Daten nicht
amtlich erhoben werden, müssen sie am Markt von priva-
ten Anbietern erworben werden. Die BvD-Datenbank
weist zwar, gemessen an der Anzahl der Einheiten als
Teilmenge der VVC-Daten, einen geringeren Abde-
ckungsgrad für deutsche Unternehmen auf als der ge-
samte Datenbestand von VVC, im Rahmen der bisherigen
zwei öffentlichen Ausschreibungen des Statistischen
Bundesamtes zur Beschaffung der entsprechenden Ver-
flechtungsdaten zwischen deutschen Unternehmen hat
sich indes jeweils BvD als bester Anbieter im Sinne der
Ausschreibungen erwiesen. Die Monopolkommission hat
sich aufgrund dieser Ausschreibungsergebnisse und aus
nachfolgend näher zu erläuternden weiteren Gründen ent-
schieden, an der daraus resultierenden und bereits zum
letzten Hauptgutachten eingeführten Datenbasis festzu-
halten. Folglich wird auch kein Zukauf der übrigen, nicht
vom Statistischen Bundesamt erworbenen, da nicht von
BvD erfassten Einheiten bei VVC vorgenommen und de-
ren Anspielung an die amtlichen Daten des Unterneh-
mensregisters in Auftrag gegeben. 

101. Zunächst handelt es sich bei den nicht von BvD er-
fassten Einheiten zum weitaus größten Teil um Unterneh-
men der Rechtsformen Freie Berufe, Gewerbebetriebe
und BGB-Gesellschaften (insgesamt ca. 2,3 Millionen).
Kontrollbeziehungen zwischen Unternehmen dieser
Rechtsformen sind nicht meldepflichtig und dementspre-
chend schwer zu erfassen. Klassische Kontrollbeziehun-
gen über Mehrheitsbeteiligungen am Eigenkapital sind
von vornherein ausgeschlossen. Zudem handelt es sich,
gemessen an Umsätzen und Beschäftigten, naturgemäß
um eher kleinere Unternehmen. Folglich ist der Einfluss
derjenigen Kontrollbeziehungen, die von VVC zwischen
diesen Einheiten exklusiv erfasst werden, kaum aus-
schlaggebend für die Ermittelung von Konzentrations-
raten und Herfindahl-Hirshman-Index (HHI). Dieses
Ergebnis wird auch durch eine ausführliche Vergleichs-
rechnung des Statistischen Bundesamtes für das Sieb-
zehnte Hauptgutachten gestützt. 

102. Das Statistische Bundesamt hat Konzentrations-
maße unter Berücksichtigung von Unternehmensgruppen
auf der Basis der Investitionserhebung und der privaten
Verflechtungsdaten (jeweils nur VVC, nur BvD und in
Kombination VVC und BvD) berechnet. Die Analyse
zeigt, dass die Kombination von VVC und BvD nur einen
geringfügigen Einfluss auf die Konzentrationswerte
gegenüber der Verwendung von nur einer privaten Daten-
basis hat. Dementsprechend gering ist auch der zu erwar-
tende zusätzliche Nutzen einer Anschaffung, Aufberei-
tung und Anspielung der nicht von BvD erfassten VVC-

Daten an das Unternehmensregister zu bewerten. Darüber
hinaus ist allein für die nötige Anspielung der Daten an
die Einheiten des Unternehmensregisters mit Kosten in
Höhe eines mindestens sechsstelligen Eurobetrages zu
rechnen und eine Realisierung bewegt sich damit weit
außerhalb der Möglichkeiten der Monopolkommission.
Zudem würden die bereits eingangs dieses Kapitels erläu-
terten, sehr viel gravierenderen Probleme einer unzurei-
chenden Marktabgrenzung damit keineswegs auch nur
ansatzweise gelöst. Im Ergebnis steht der äußerst geringe
zu erwartende zusätzliche Erkenntnisgewinn eines derar-
tigen Projekts daher in einer völlig unverhältnismäßigen
Relation zu den immensen erwartbaren Kosten.5

103. Neben VVC und BvD vertreiben die Unternehmen
Dun & Bradstreet, Hoppenstedt, Thomson Reuters und
Bloomberg große Unternehmensdatensätze mit zum Teil
sehr detaillierten Firmeninformationen. Da die Datenan-
bieter zum Teil exklusiv Unternehmensinformationen,
wie z. B. Bonitätsangaben, Import- und Exportquoten
oder zu M&A-Aktivitäten, bereitstellen, könnte es für zu-
künftige tiefer gehende Untersuchungen sinnvoll sein, auf
spezifisch für eine Fragestellung zugeschnittene Ange-
bote zurückzugreifen. Neben zahlreichen Begleitmerk-
malen, die nicht von der amtlichen Statistik erfasst wer-
den, zeichnen sich die Daten privater Anbieter besonders
durch die hohe internationale Abdeckung von Unterneh-
mensinformationen und deutlich geringere Verarbeitungs-
beschränkungen aus. 

1.1.2 Öffentliche Datenbestände
104. Der Großteil sehr umfangreicher Unternehmens-
datensätze wird von öffentlichen Institutionen erhoben.
Neben den statistischen Ämtern des Bundes und der Län-
der erheben seit geraumer Zeit das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Ar-
beit und die Bundesbank Einzeldaten zu Unternehmen
und Betrieben. Diese Datensätze sind über institutionen-
eigene Forschungsdatenzentren für Wissenschaftler zugäng-
lich. Insgesamt werden derzeit 17 große Unternehmensda-
tensätze von den genannten Institutionen vorgehalten und
stetig weiter ausgebaut. Die Fülle an Informationen, die
damit prinzipiell für wettbewerbsökonomisch relevante
Analysen zur Verfügung stehen, entzieht sich einer knap-
pen Darstellung. Ausführliche Informationen können auf
der Homepage des Statistischen Bundesamtes unter
www.destatis.de abgerufen werden.6 Besonders zu begrü-
ßen ist in diesem Zusammenhang, dass das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung im Rahmen eines
Großprojektes unter dem Titel „KombiFiD – Kombinierte
Firmendaten für Deutschland“ eine Zusammenführung
der verschiedenen öffentlichen Unternehmensdatenbe-
stände fördert. Dieses Vorhaben ist geeignet, das Analy-
sepotenzial der vorhandenen Datensätze noch erheblich
zu steigern. Da für die Monopolkommission erst seit we-

4 Verordnung (EG) Nummer 177/2008 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. Februar 2008 zur Schaffung eines gemeinsa-
men Rahmens für Unternehmensregister für statistische Zwecke und
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nummer 2186/93 des Rates,
ABl. EU Nummer L 61 vom 5. März 2008, S. 6

5 Die Monopolkommission schließt damit nicht aus, für zukünftige
Projekte mit anderem Untersuchungsschwerpunkt gegebenenfalls
wieder auf Datenbestände von VVC zurückzugreifen.

6 Für konkrete Beispiele des Analysepotenzials amtlicher Firmendaten
vgl. Wagner, J., Politikrelevante Folgerungen aus Analysen mit Fir-
mendaten der Amtlichen Statistik, Schmollers Jahrbuch 126, 2006,
S. 359–374 m. w. N.
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nigen Monaten ein akzeptabler Zugang zu öffentlichen
Datenbeständen über das FDZ der statistischen Ämter des
Bundes und der Länder besteht, bleibt es zukünftigen Un-
tersuchungen vorbehalten, die neu gewonnenen Möglich-
keiten auszuschöpfen. 

1.1.3 Kombinationen unterschiedlicher 
Datensätze

105. Häufig werden entscheidende Fortschritte bei der
Erstellung von Datensätzen durch ein Zusammenspiel un-
terschiedlicher Einzeldatensätze erreicht, die jeweils ex-
klusiv interessierende Variablen enthalten. Ein Zusam-
menspiel von unterschiedlichen Datensätzen ist mit
geringem Aufwand möglich, wenn in den jeweiligen Ein-
zeldatensätzen ein gemeinsamer Identifikator vorhanden
ist. Sind beispielsweise in zwei Datensätzen die Handels-
registernummern zu den betrachteten Unternehmen ent-
halten, kann über diese Nummer ein computergestützes
Zusammenspiel der Datensätze erfolgen. Bedeutend
schwieriger wird ein Zusammenspiel von unterschiedli-
chen Datensätzen, wenn kein gemeinsamer Identifikator
zur Verfügung steht. In diesem Fall müssen in der Regel
eigenständige Programme für computergestützte Na-
mens- und Adressabgleiche entwickelt werden. Ergän-
zend sind häufig manuelle Kontrollen und redaktionelle
Recherchen erforderlich. Die für derartige Arbeiten nöti-
gen Aufwendungen übersteigen bei großen Datensätzen
die finanziellen und personellen Ressourcen der Mono-
polkommission in erheblichem Umfang. 

1.1.3.1 Verknüpfung von amtlichen Firmendaten
106. Unternehmensdatensätze, die vom Statistischen
Bundesamt gepflegt werden, weisen nur zum Teil eindeu-
tige gemeinsame Identifikatoren auf. Der Aufwand eines
Zusammenspiels verschiedener Datensätze kann daher er-
heblich variieren. In den Forschungsdatenzentren der sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder werden be-
reits einige leicht kombinierbare Firmendatensätze
vorgehalten. Für wettbewerbsökonomische Fragestellun-
gen wäre es besonders interessant, die Informationen der
Produktionsstatistik und der Außenhandelsstatistik mit
Daten aus dem Unternehmensregister und gegebenenfalls
weiteren Quellen zu verknüpfen. Dies gestaltet sich je-
doch aufgrund fehlender gemeinsamer Identifikatoren
schwierig. Das Statistische Bundesamt prüft daher auf
Anfrage der Monopolkommission, inwieweit zukünftig
ein Zusammenspiel mit vertretbarem Aufwand zu reali-
sieren ist. 

107. Von besonderer Bedeutung ist neben einem Zu-
sammenspiel verschiedener Datensätze die Verknüpfung
von einzelnen Erhebungswellen eines bestimmten Daten-
satzes zu konsistenten Paneldatensätzen.7 Paneldatensätze
eröffnen neue, wirtschaftspolitisch hochrelevante Aus-
wertungsmöglichkeiten zur Evaluierung von Wettbe-
werbsintensität, wie beispielsweise Unternehmensaufga-

ben und -neugründungen.8 Zudem stellen derartige
Längsschnittdaten regelmäßig eine zentrale Vorausset-
zung für empirische Kausalanalysen mithilfe mikroöko-
nometrischer Verfahren dar. Über die Forschungsdaten-
zentren der statistischen Ämter des Bundes und der
Länder sind bereits einige Paneldatensätze für Wissen-
schaftler zugänglich. Für die Arbeit der Monopolkommis-
sion wäre es von großem Vorteil, wenn im Besonderen ein
aktueller Paneldatensatz der Unternehmensregisterdaten
inklusive der Informationen zu kapitalmäßigen Verflech-
tungen zwischen den Einheiten aufgebaut werden könnte.
Derzeit existiert lediglich ein Unternehmensregisterpanel
ohne Verflechtungsinformationen für die Berichtsjahre
2002 bis 2005.

1.1.3.2 Verknüpfung von privaten und amtlichen 
Firmendaten

108. Amtliche Firmendaten zeichnen sich häufig durch
eine große Abdeckung bei gleichzeitig geringer Daten-
tiefe im Sinne weniger Begleitmerkmale aus. Der Nach-
teil weniger Begleitmerkmale kann indes prinzipiell
durch Anspielung zusätzlicher Begleitmerkmale aus ex-
ternen Quellen behoben werden.9 Verknüpfungen von
amtlichen Daten mit externen Quellen setzen die Einsicht
in nicht anonymisierte Einzelangaben voraus. Verknüp-
fungsarbeiten müssen folglich aus Datenschutzgründen
durch die statistischen Ämter des Bundes und der Länder
selbst vorgenommen werden. Dadurch entstehen im kon-
kreten Fall unter Umständen hohe Aufwendungen perso-
neller und finanzieller Ressourcen, die vom Auftraggeber
zu tragen sind. Formal muss gemäß §13a BStatG ledig-
lich die allgemeine Zugänglichkeit der anzuspielenden
Daten erfüllt sein. Erste Erfahrungen wurden im Statis-
tischen Bundesamt bei der Verknüpfung von Daten des
Unternehmensregisters mit Verflechtungsdaten des An-
bieters BvD gesammelt. Darüber hinaus wurden für ein-
zelne Forschungsprojekte bereits Daten des Anbieters
Hoppenstedt erfolgreich mit amtlichen Firmendaten ver-
knüpft. Trotz der technischen und datenschutzrechtlichen
Schwierigkeiten bei der Zusammenführung von privaten
und amtlichen Firmendaten sollte dieser Weg konsequent
weiterverfolgt werden, da durch Kombination der spezifi-
schen Vorteile von privaten und amtlichen Daten die
größten Steigerungen des Informationsgehalts zu erzielen
sind. 

1.2 Perspektiven der Konzentrations-
berichterstattung

109. Dank der enorm gewachsenen Verfügbarkeit an
privaten und amtlichen Daten stehen der Monopolkom-
mission zahlreiche neue Möglichkeiten für empirische

7 Wagner, J., Firm Panel Data from German Official Statistics,
Schmollers Jahrbuch 120, 2000, S.143–150, beschreibt die Konstruk-
tion und den Informationsgehalt von Paneldatensätzen amtlicher Da-
ten anhand von Erhebungen der amtlichen Statistik zu Industriebe-
trieben.

8 Vgl. für eine ausführliche Darstellung der Möglichkeiten und kon-
krete Beispiele Monopolkommission, Die Wettbewerbsordnung er-
weitern, Hauptgutachten 1986/1987, Anlagenband, Baden-Baden
1988, Tz. 146 ff.

9 Vgl. ausführlich hierzu mit konkreten Beispielen Wagner, J., The Re-
search Potential of New Types of Enterprise Data based on Surveys
from Official Statistics in Germany, Schmollers Jahrbuch 130, 2010,
S. 133–142.
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Analysen wettbewerbsökonomischer Fragestellungen zur
Verfügung. Ziel der aktuellen Bemühungen ist es daher,
zunächst eine neue konzeptionelle Grundlage der Kon-
zentrationsstatistik zu entwickeln, auf deren Basis die
hinzugewonnenen Analysepotenziale optimal ausge-
schöpft werden können. Idealerweise soll die konzeptio-
nelle Umstellung dazu führen, zukünftig deutlich mehr
wirtschaftspolitisch relevante Fragestellungen aufgreifen
und empirisch analysieren zu können. 

110. Angesichts der bereits eingangs und im letzten
Hauptgutachten beschriebenen Probleme einer adäquaten
empirischen Marktabgrenzung stellt sich im Rahmen der
Modernisierungsbemühungen zunächst die Frage, inwie-
weit die Erstellung der „klassischen“ Konzentrations-
tabellen im Anlagenband der Hauptgutachten durch die
Monopolkommission noch eine ausreichende Berechti-
gung hat. Als Begründung für eine Konzentrationsmes-
sung unter Verwendung von Konzentrationsraten und
HHI kann angeführt werden, dass eine hohe Konzentra-
tion wirtschaftlich aktiver Einheiten in einem Markt zwar
nicht hinreichend für die Feststellung mangelnden Wett-
bewerbs ist, eine hohe wirtschaftliche Konzentration je-
doch regelmäßig als notwendige Bedingung für eine ge-
ringe Wettbewerbsintensität herangezogen werden kann.
Sofern die zugrunde liegende Marktabgrenzung jedoch
wie bisher ausschließlich auf der Basis der Klassifikation
der Wirtschaftszweige vorgenommen wird, ist die Aussa-
gekraft von Konzentrationsraten und dem HHI äußerst
gering.10 Erschwerend kommt hinzu, dass eine unzurei-
chende Marktabgrenzung kaum durch die Berechnung
ausgeklügelterer Indikatoren zur Messung von Wettbe-
werb oder den Zukauf von weiteren Daten zu heilen ist. 

111. Eine grundlegende Verbesserung der Aussagekraft
der klassischen Konzentrationsstatistik kann daher nur
gelingen, wenn auf breiter Ebene eine Verbesserung der
empirischen Marktabgrenzung in sachlicher und räumli-
cher Hinsicht erzielt wird. Aufgrund der Menge an Märk-
ten, die bei einer gesamtwirtschaftlichen Berichterstat-
tung abzugrenzen sind, scheiden manuelle Recherchen
von vornherein aus. Es kommen also nur Verfahren in-
frage, die auf eine große Anzahl an Einheiten anwendbar
sind. Über die Produktions- und Außenhandelsstatistik
stehen prinzipiell umfangreiche Daten zur Verfügung, um
die Marktabgrenzung auf der Basis der Wirtschaftszweig-
klassifikation zu verbessern. Selbst bei Überwindung der
enormen technischen Schwierigkeiten, die mit einem sol-
chen Projekt verbunden sind, ist allerdings zu erwarten,
dass eine korrekte Marktabgrenzung nicht möglich ist.
Optimalerweise sind für empirisch gestützte Markt-
abgrenzung Daten zu Preisen und Mengen abgesetzter
Güter, jeweils aufgeschlüsselt nach Region und veräu-
ßernden Unternehmen heranzuziehen. Derartige Informa-
tionen sind indes nur in äußerst seltenen Einzelfällen für
einen eng abgegrenzten Untersuchungskreis erhältlich,

weshalb auch diese Methode für eine gesamtwirtschaftli-
che Konzentrationsberichterstattung ausscheidet. 

112. Unabhängig von verschiedenen Optionen zur
Überarbeitung der klassischen Konzentrationsberichter-
stattung ist zu prüfen, welche anderen wettbewerbsökono-
misch relevanten Fragestellungen von der Monopolkom-
mission unter den neuen Rahmenbedingungen analysiert
werden können. Äußerst interessante Möglichkeiten bie-
ten beispielsweise die über das FDZ der statistischen
Ämter des Bundes und der Länder zugänglichen Panelda-
tensätze der Kostenstrukturerhebung. Die Kostenstruktur-
statistik bietet beispielsweise die Möglichkeit, staatliche
Subventionen anhand einer repräsentativen Datenbasis
systematisch zu analysieren. Über die Verbindung mit
privaten Daten und die Ausnutzung der Panelstruktur
könnten zudem Auswirkungen staatlicher Subventionen
im Zeitablauf ausgewertet werden. Infrage käme daneben
auch eine stärkere Fokussierung auf konkrete wettbe-
werbspolitische Problemstellungen, wie z. B. M&A-Akti-
vitäten, Staatsfonds, internationale Unternehmensver-
flechtungen, Unternehmensgründungen und -aufgaben,
Auslandsverlagerungen oder national dominierende
Großunternehmen. Die in diesem Jahr erstmalig vorge-
nommene Analyse internationaler personeller Unterneh-
mensverflechtungen mag als konkretes Beispiel für eine
Fokussierung dienen, die weiter vertieft werden könnte.11 

113. Eine äußerst Erfolg versprechende Möglichkeit,
die Aussagekraft der konzentrationsstatistischen Berichter-
stattung zu verbessern, stellt schließlich die Fokussierung
auf sektorspezifische Untersuchungen dar. Die Fokussie-
rung auf einen spezifischen Wirtschaftszweig hätte den
großen Vorteil, das zentrale Problem einer adäquaten
Marktabgrenzung, z. B. durch in diesem Fall realisierbare
redaktionelle Recherchen, lösen zu können. Darüber hin-
aus wird im Rahmen einer Sektoruntersuchung regelmä-
ßig nur eine überschaubare Anzahl an Untersuchungsein-
heiten betrachtet, was tendenziell eher die Möglichkeit
eröffnet, detaillierte, spezifisch auf die Untersuchung aus-
gerichtete Datensätze zu erstellen, sei es durch eigene Er-
hebungen oder den Erwerb spezifisch auf eine Fragestel-
lung zugeschnittener Daten. Damit wird es möglich,
inhaltlich und methodisch tiefer gehende Analysen vorzu-
nehmen, was wiederum die Wahrscheinlichkeit erhöht,
wirtschaftspolitisch relevante Aussagen und Handlungs-
empfehlungen abgeben zu können. 

114. Aufgrund knapper personeller und finanzieller
Ressourcen kann die Monopolkommission nicht alle auf-
geworfen Fragestellungen in der gebotenen Tiefe hinsicht-
lich zu erwartender Erkenntnisgewinne und Aufwendun-
gen bei einer Umsetzung prüfen. Umso mehr ist daher der
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums an das ZEW
zu begrüßen, bezüglich der oben angesprochenen Frage-
stellungen wissenschaftlich fundierte Empfehlungen im
Rahmen einer Neukonzipierung der Konzentrationsbe-
richterstattung zu erarbeiten.

10 Vgl. ausführlich hierzu Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/
2007, a. a. O., Tz. 104 ff. sowie die dort zitierte Literatur. 11 Vgl. Kapitel III in diesem Gutachten.
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2. Auswertungen auf der Basis des 
Unternehmensregisters

115. Um ihrem gesetzlichen Auftrag gemäß § 44 Ab-
satz 1 Satz 1 GWB nachzukommen, hat die Monopol-
kommission trotz der im vorangehenden Abschnitt erläu-
terten Problemlage eine „klassische“ Konzentrationsstatis-
tik angefertigt. Die Konzentrationsstatistik unterliegt
weiterhin, wie bereits oben angeführt und im letzten
Hautgutachten ausführlich erläutert, sehr deutlichen in-
terpretatorischen Grenzen.12 Die ermittelten Konzentra-
tionsmaße beziehen sich mithin nicht auf die wett-
bewerbspolitisch relevanten Märkte. Es werden nur
Konzentrationsmaße für die Produktion in der Bundes-
republik Deutschland ermittelt. Der geografisch relevante
Markt umfasst nach Definition der Europäischen Kom-
mission jedoch „das Gebiet, in dem die beteiligten Unter-
nehmen die relevanten Produkte oder Dienstleistungen
anbieten, in dem die Wettbewerbsbedingungen hinrei-
chend homogen sind und das sich von benachbarten Ge-
bieten durch spürbar unterschiedliche Wettbewerbsbedin-
gungen unterscheidet“.13 In einigen Fällen mag dies dem
bundesweiten Markt entsprechen, in vielen Fällen wird
der Markt jedoch entweder geografisch enger (also lokal
oder regional) oder weiter (international oder weltweit)
abzugrenzen sein. Eine solche Marktabgrenzung für alle
Branchen vorzunehmen, ist jedoch weder mit der Auf-
gabe der Monopolkommission vereinbar, noch wäre es
mit den ihr zu Verfügung stehenden Ressourcen auch nur
annähernd möglich. Zudem können ausländische Kon-
kurrenten (Importe) nicht adäquat erfasst werden. Bei der
Interpretation der ausgewiesenen Konzentrationsmaße ist
dies zu berücksichtigen.

116. Auch der sachlich relevante Markt kann mit den
der Monopolkommission verfügbaren Informationen
nicht hinreichend dargestellt werden. Dieser umfasst laut
Europäischer Kommission „sämtliche Erzeugnisse und/
oder Dienstleistungen, die von den Verbrauchern hin-
sichtlich ihrer Eigenschaften, Preise und ihres vorgesehe-
nen Verwendungszwecks als austauschbar oder substitu-
ierbar angesehen werden“.14 Wie bereits zu dem
geografisch relevanten Markt beschrieben, unterliegt
auch der sachlich relevante Markt nach dieser Definition
laufenden Veränderungen, z. B. durch technischen Fort-
schritt oder Produktinnovationen. Die Monopolkommis-
sion stützt sich bei der bundesweiten und branchenüber-
greifenden Erfassung von wirtschaftlicher Konzentration
auf die vorhandenen Klassifikationen der Statistik nach
Wirtschaftszweigen15 und des Güterverzeichnisses der Pro-
duktionsstatistik16. Allerdings enthalten auch diese Stan-
dards Ungenauigkeiten. Die Wirtschaftszweigklassifika-

tion (WZ 2008) ordnet Unternehmen nach ihrer
Haupttätigkeit einem Wirtschaftszweig zu (Schwerpunkt-
prinzip). Nebentätigkeiten von Unternehmen werden so-
mit ebenfalls dem Wirtschaftszweig der Haupttätigkeit
zugeordnet. Konzentriert sich die Ausrichtung des Unter-
nehmens zu ungefähr gleichen Teilen auf verschiedene
Wirtschaftszweige, so kann die Zuordnung dieser Einheit
jährlich variieren.

117. Im Vergleich zum letzten Hauptgutachten ist zu be-
achten, dass die aktuelle Konzentrationsstatistik auf der
Wirtschaftszweigklassifikation 2008 beruht, während die
Zuordnung der wirtschaftlichen Einheiten im Siebzehnten
Hauptgutachten noch auf der Wirtschaftszweigklassifika-
tion 2003 basiert.17 Für das im vorliegenden Gutachten
relevante Berichtsjahr 2007 wird vonseiten des Statisti-
schen Bundesamtes keine Zuordnung der Unternehmen
nach der alten Wirtschaftszweigklassifikation mehr vor-
genommen. Da die Umstellung zudem zahlreiche Ände-
rungen sogar auf Wirtschaftsabschnittsebene mit sich
bringt, sind grundsätzlich keine Vergleiche zwischen
HHI, Konzentrationsraten und anderen Auswertungen der
letzten und der aktuellen Konzentrationsstatistik möglich.
Dies gilt auch für die Gesamtmenge der Unternehmen, da
in diesem Jahr auch Unternehmen aus sehr schwach be-
setzten Wirtschaftszweigen betrachtet werden.

118. Die Untergliederung der Klassifikation wird in der
Konzentrationsstatistik auf Zwei-, Drei- und Viersteller-
ebene vorgenommen. Eine tiefere Untergliederung würde
viele Werte aus Geheimhaltungsgründen nicht veröffent-
lichungsfähig machen. Es ist zu beachten, dass jedes Un-
ternehmen nach dem Tätigkeitsschwerpunkt einem spezi-
fischen Wirtschaftszweig zugeordnet wird, auch wenn es
tatsächlich in mehreren Wirtschaftsbereichen tätig ist.
Dies ist besonders für große Unternehmen relevant, die
häufig in mehreren Vierstellerbereichen und zum Teil so-
gar in mehreren Zweistellerbreichen wirtschaftlich aktiv
sind. Da sämtliche Umsätze und Beschäftigte entspre-
chend dem Tätigkeitsschwerpunkt einem Wirtschafts-
zweig zugerechnet werden, auch wenn ein Großteil der
Umsätze nicht in diesem Bereich erzielt wurde bzw. Be-
schäftigte nicht in diesem Wirtschaftszweig faktisch tätig
sind, kann es zu erheblichen Überschätzungen der Kon-
zentrationsraten und des HHI in einzelnen Bereichen
kommen.

119. Der sachlich relevante Markt wird in der Konzent-
rationsstatistik nach Anbietern, welche auf dem Güterver-
zeichnis der Produktionsstatistik basieren, vergleichsweise
besser abgebildet als in der Wirtschaftszweigklassifikation.
Im Güterverzeichnis werden nicht die Unternehmen, son-
dern deren Produkte klassifiziert, sodass ein Unterneh-
men mehrfach als Anbieter bzw. Produzent verschiedener
Waren erfasst werden kann. Die Daten stammen jedoch
aus einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes (Pro-
duktionsstatistik) und sind deshalb nur für die Wirt-
schaftsabschnitte C und D des Verarbeitenden Gewerbes

12 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O.,
Tz. 104 ff. sowie die dort zitierte Literatur.

13 Vgl. Bekanntmachung der Kommission über die Definition des rele-
vanten Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft,
ABl. EG Nummer C 372 vom 9. Dezember 1997, S. 5.

14 Ebenda.
15 Statistisches Bundesamt, Klassifikation der Wirtschaftszweige,

Ausg. 2008, Stuttgart 2007.
16 Statistisches Bundesamt, Güterverzeichnis für Produktionsstatisti-

ken, Ausg. 2002, Stuttgart 2001.
17 Ein Umsteigeschlüssel von WZ 2003 auf WZ 2008 ist unter www.

destatis.de abrufbar.  
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und nur für Unternehmen ab einer Beschäftigtenzahl von
mindestens 20 verfügbar.

120. Vor dem Hintergrund der genannten Interpretati-
onsschwierigkeiten, der extrem kurzen Zugriffszeit auf
die relevanten amtlichen Daten für die Monopolkommis-
sion und der Umstellung der Wirtschaftszweigklassifika-
tion vom letzten auf das aktuelle Hauptgutachten verzich-
tet die Monopolkommission auf eine kommentierte
Auswertung der Konzentrationstabellen in den Anlagen
zu diesem Gutachten. Für eine fundierte Analyse einzel-
ner Sektoren sind zudem regelmäßig institutionelle De-
tails zu berücksichtigen, deren Recherche einen mehrmo-
natigen zeitlichen Vorlauf benötigt. Die kurze Zeit (zwei
Monate vor Redaktionsschluss), während der die Mono-
polkommission eigene Auswertungen mit den wenigen
zur Verfügung gestellten Daten des Statistischen Bundes-
amtes durchführen konnte, verhinderten zahlreiche tiefer
gehende Analysen.

2.1 Empirische und methodische 
Grundlagen

121. Die empirische Grundlage der Konzentrationssta-
tistik der Monopolkommission bildet das amtliche Unter-
nehmensregister, welches vom Statistischen Bundesamt
um kommerzielle Daten zu Unternehmensverflechtungen
ergänzt wurde. Die aktuellsten verfügbaren Daten bezie-
hen sich auf das Berichtsjahr 2007.18 Zusätzlich werden
verschiedene Erhebungs- und Fachstatistiken des Statisti-
schen Bundesamtes herangezogen, wie z. B. die Produk-
tionsstatistik, die Umsatzsteuerstatistik und Auswertungen
zu öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen.
Sofern nichts anderes genannt wird, beziehen sich sämtli-
che in diesem Kapitel präsentierten Statistiken auf das
Berichtsjahr 2007. Die Monopolkommission hatte bei
den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder zu-
sätzlich einen Zugang zu den Unternehmensregisterein-
zeldaten für die Berichtsjahre 2005 und 2006 über das
FDZ angefragt. Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes stehen diesem Vorhaben jedoch nicht näher erläu-
terte technische Schwierigkeiten und Geheimhaltungs-
probleme entgegen. Als Ziel wurde daher ein Zugang zu
einem aus mehreren Querschnitten bestehenden Unter-
nehmensregisterpanel für das nächste Hauptgutachten
vereinbart. 

2.2 Erläuterung der Datenbasen 

2.2.1 Das Unternehmensregister des 
Statistischen Bundesamtes

122. Das Unternehmensregister enthält alle aktiven Un-
ternehmen aus nahezu allen Wirtschaftsbereichen
Deutschlands. Ein Unternehmen gilt dabei als aktiv, wenn
es im Berichtsjahr einen steuerpflichtigen Umsatz von
wenigstens 17 500 Euro erzielt hat oder mindestens einen
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten aufweist. Aus-

genommen sind die Wirtschaftsabschnitte Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei und Fischzucht sowie öffentli-
che Verwaltungen. Die Daten stammen sowohl aus admi-
nistrativen Dateien von Verwaltungsbereichen (Finanzbe-
hörden, der Bundesagentur für Arbeit, Industrie- und
Handelskammern und Handwerkskammern) als auch aus
Bereichsstatistiken (Erhebungen des Produzierenden Ge-
werbes, des Handels und andere) und werden von den sta-
tistischen Landesämtern eingepflegt. Vertiefende Infor-
mationen zu empirischen und methodischen Details sind
dem Siebzehnten Hauptgutachten, Kapitel I sowie Anlage
A, zu entnehmen.19

123. Die Repräsentativität der Daten ist aufgrund der
Verfügbarkeit administrativer Angaben in den verschie-
denen Wirtschaftsabschnitten unterschiedlich hoch. Gut
erfasst sind die Wirtschaftsabschnitte B bis J, L bis N und
Q bis S, für die entweder Umsatz oder Beschäftigtenan-
gaben für über 80 Prozent der Unternehmen verfügbar
sind. Sofern für mindestens 80 Prozent der Unternehmen
eines Wirtschaftszweiges aktuelle Umsatzangaben vorlie-
gen, wird die Konzentrationsstatistik auf der Basis des
Umsatzes erstellt. Ist dieses Kriterium nicht erfüllt, liegen
jedoch für mindestens 80 Prozent der Unternehmen An-
gaben zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
vor, erfolgt eine Berechnung der Konzentrationsstatistik
auf der Basis der Beschäftigten. Sind zu beiden Merkma-
len Umsatz und Beschäftigte weniger als 80 Prozent der
Werte verfügbar, wird auf eine Ausweisung der Konzen-
trationsraten und des HHI verzichtet. In den Abschnit-
ten K und P liegen die Angaben besonders häufig jeweils
unter 80 Prozent, da teilweise keine Umsatzsteuerpflicht
besteht bzw. keine sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten gemeldet sind. Ersteres gilt insbesondere für das
Kredit- und Versicherungsgewerbe (K), für welches aus
diesem Grund häufiger die Beschäftigtenzahlen in der
Konzentrationsstatistik zugrunde gelegt werden. Aus Ab-
schnitt P (Erziehung und Unterricht) werden meistens
ebenfalls die Beschäftigtenzahlen für die Konzentrations-
statistik herangezogen, da in diesem Abschnitt häufig
keine Umsatzsteuerpflicht besteht. Unternehmen, für die
entweder keine Beschäftigten- oder keine Umsatzanga-
ben zur Verfügung stehen, gehen stets mit einem Wert
von Null für das entsprechende Merkmal in die Berech-
nungen ein. 

124. Eine Unsicherheit besteht bezüglich der steuerba-
ren Umsätze im Unternehmensregister. Diese liegen für
Unternehmen, die einer Organschaft angehören, nur ge-
schätzt vor, da die Organmitglieder ihre Umsätze gemein-
sam über den Organträger versteuern. Für eine erleich-
terte Einschätzung der Qualität der Daten erfolgt eine
Kennzeichnung von Konzentrationsraten, die unter Ver-
wendung von mehr als 30 Prozent geschätzter Werte be-
rechnet worden sind. 

18 Aufgrund der Verwendung administrativer Datenquellen ist eine Be-
richterstattung mit aktuelleren Daten in absehbarer Zeit realistischer-
weise nicht möglich.

19 Vgl. für eine detaillierte Darstellung des amtlichen Unternehmensre-
gisters zudem Sturm, R., Tümmler, T., Opfermann, R., Unterneh-
mensverflechtungen im statistischen Unternehmensregister, Wirt-
schaft und Statistik 8/2009, S. 764–773 und die dort zitierte Literatur.
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125. Tabelle I.1 gibt einen Überblick über die Unterneh-
men des Registers nach Wirtschaftsabschnitten gemäß
WZ 2008 für das Berichtsjahr 2007. Die Wirtschafts-
zweigzuordnung erfolgt nach dem Schwerpunktprinzip,
d. h. nach der Haupttätigkeit der Unternehmen.

126. Für das Berichtsjahr 2007 umfasst das Unterneh-
mensregister rd. 3,59 Millionen aktive Unternehmen und
3,52 Millionen wirtschaftliche Einheiten.20 Die meisten
Einheiten (über 20 Prozent) sind im Wirtschaftsabschnitt
G (Handel sowie Instandhaltung und Reparatur von
Kraftfahrzeugen) gemeldet, der rund 31 Prozent des Um-
satzes und 16 Prozent der Beschäftigten auf sich vereint.
Die größten Umsatz- und Beschäftigtenanteile entfallen
mit 34,6 Prozent bzw. 26,6 Prozent auf das Verarbeitende
Gewerbe. Der Wirtschaftsabschnitt G ist jeweils der
zweitgrößte bei Anzahl der Einheiten, Umsatz und Be-
schäftigten. Die Abnahme der Einheiten durch die Be-

rücksichtigung von Unternehmensgruppen liegt insge-
samt bei rund 2 Prozent.

127. Um eine Einschätzung über die Grenzen der Aus-
sagekraft der Statistiken auf der Basis des Unternehmens-
registers zu gewinnen, weist die Monopolkommission
erstmals für alle Wirtschaftszweige den Anteil der erfass-
ten Unternehmen mit Umsätzen über 17 500 Euro oder
mindestens einem sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten aus. Für die Wirtschaftsabschnitte K, P und Q sind
z. B. keine repräsentativen Umsatzwerte verfügbar, weil
für die in diesen Abschnitten zusammengefassten Unter-
nehmen häufig keine Umsatzsteuerpflicht besteht. Da
Unternehmen, für die entweder keine Beschäftigten- oder
keine Umsatzangaben zur Verfügung stehen, mit einem
Wert von Null für das entsprechende Merkmal in die Be-
rechnungen eingehen und der Anteil dieser Unternehmen
zwischen den Abschnitten zum Teil stark variiert, sind
nur eingeschränkt Niveauvergleiche zwischen verschie-
denen Wirtschaftsabschnitten möglich. Aus demselben
Grund sind Anteilswerte zurückhaltend und stets unter
Berücksichtigung der erfassten Einheiten zu interpretieren. 

20 Wirtschaftliche Einheiten umfassen unabhängige Unternehmen als
einzelne Einheiten und gruppenzugehörige Unternehmen zusammen-
gefasst nach Gruppen. 

Ta b e l l e  I.1

Aktive Unternehmen, Beschäftigte und Umsatz im Unternehmensregister 2007

Wirtschafts-
abschnitt

Wirtschaftliche 
Einheiten Unternehmen Umsatz Beschäftigte

Anzahl % Anzahl %

Anteil 
mit 

aktuellen 
Umsatz-
angaben

Anteil 
mit 

aktuellen 
Beschäf-
tigten-

angaben

Tsd. Euro % Anzahl %

B Bergbau und 
Gewinnung 
von Steinen 
und Erden 2.328 0,07 2.559 0,07 93,40 71,40 17.389.476 0,34 76.600 0,31

C Verarbeitendes 
Gewerbe 256.288 7,28 268.451 7,48 94,64 70,32 1.771.782.577 34,58 6.612.627 26,57

D Energiever-
sorgung 18.172 0,52 19.451 0,54 97,41 15,18 248.342.486 4,85 244.168 0,98

E Wasserversor-
gung; Abwas-
ser- und Abfall-
entsorgung und 
Beseitigung von 
Umweltver-
schmutzungen 12.723 0,36 13.484 0,38 87,84 66,66 41.346.433 0,81 221.268 0,89

F Baugewerbe 378.575 10,75 383.564 10,68 95,01 60,61 202.297.141 3,95 1.468.641 5,90

G Handel; In-
standhaltung 
und Reparatur 
von Kraftfahr-
zeugen 714.571 20,30 733.772 20,43 93,48 52,40 1.587.327.820 30,98 4.027.392 16,18

H Verkehr und 
Lagerei 125.447 3,56 129.388 3,60 92,50 60,43 238.814.633 4,66 1.367.016 5,49
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Quelle: Eigene Berechnungen der Monopolkommission auf der Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes

I Gastgewerbe 267.039 7,59 268.347 7,47 91,51 55,90 63.644.797 1,24 769.989 3,09

J Information 
und Kommu-
nikation 128.868 3,66 132.486 3,69 91,53 38,67 249.283.567 4,87 837.366 3,36

K Erbringung von 
Finanz- und 
Versicherungs-
dienstleistun-
gen 65.122 1,85 67.182 1,87 39,68 73,55 90.072.977 1,76 1.033.383 4,15

L Grundstücks- 
und Wohnungs-
wesen 295.778 8,40 302.212 8,42 92,38 17,35 116.388.834 2,27 225.292 0,91

M Erbringung von 
freiberufli-
chen, wissen-
schaftlichen 
und techni-
schen Dienst-
leistungen 463.504 13,17 471.156 13,12 94,14 40,51 242.459.387 4,73 1.395.194 5,61

N Erbringung von 
sonstigen wirt-
schaftlichen 
Dienstleistun-
gen 157.707 4,48 160.749 4,48 90,59 54,40 130.836.835 2,55 1.643.418 6,60

P Erziehung und 
Unterricht 69.107 1,96 69.646 1,94 59,91 60,27 9.774.677 0,19 802.964 3,23

Q Gesundheits- 
und Sozial-
wesen 229.030 6,51 231.381 6,44 18,32 90,21 42.478.309 0,83 3.114.264 12,51

R Kunst, Unter-
haltung und 
Erholung 99.878 2,84 100.603 2,80 90,89 28,75 29.643.442 0,58 192.690 0,77

S Erbringung von 
sonstigen 
Dienstleistun-
gen 236.200 6,71 236.836 6,59 82,28 48,79 41.801.974 0,82 856.631 3,44

Insgesamt 3.520.337 100,00 3.591.267 100,00 5.123.685.365 100,00 24.888.903 100,00

Wirtschafts-
abschnitt

Wirtschaftliche 
Einheiten Unternehmen Umsatz Beschäftigte

Anzahl % Anzahl %

Anteil 
mit 

aktuellen 
Umsatz-
angaben

Anteil 
mit 

aktuellen 
Beschäf-
tigten-

angaben

Tsd. Euro % Anzahl %

128. Der Anteil der Unternehmen je Wirtschaftsab-
schnitt, für welche kein sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigter erfasst wurde, vermittelt einen Eindruck über
den Anteil sehr kleiner Unternehmen in den jeweiligen
Abschnitten. Meistens liegen die Anteile der Unterneh-
men mit erfassten Umsätzen über den Anteilen der Unter-
nehmen mit erfassten Beschäftigten, da die Erfassungs-

grenze von 17 500 Euro steuerbarem Umsatz in der Regel
früher erreicht wird als eine Anstellung von sozialver-
sicherungspflichtigen Mitarbeitern. Zudem haben zahlrei-
che kleine Gewerbetreibende, Freiberufler oder Einzel-
kaufleute keine oder nur geringfügig beschäftigte
Mitarbeiter, für die keine Sozialversicherungspflicht be-
steht. 

n o c h  Tabelle I.1
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2.2.2 Verknüpfung privater Verflechtungs-
daten mit dem Unternehmensregister 

129. Für den Einbezug der Gruppenzugehörigkeit von
Unternehmen in die Konzentrationsstatistik werden dem
Unternehmensregister private Verflechtungsdaten zuge-
spielt. Das Statistische Bundesamt erwirbt seit dem Jahr
2005 jährlich Informationen über die Kapitalverflechtung
von Unternehmen von dem kommerziellen Datenanbieter
BvD. Diese Datenbasis ist weltweit ausgelegt und resul-
tiert aus Kooperationen mit einer Vielzahl nationaler Da-
tenanbieter, deren Daten durch einen qualifizierten Mitar-
beiterstab regelmäßig einer zusätzlichen Prüfung,
Ergänzung und Pflege unterzogen werden. Die von BvD
vertriebenen Daten für deutsche Unternehmen stammen
hauptsächlich von VVC und umfassen derzeit rd.
1 200 000 Einheiten. Sie ermöglichen eine weitgehende
Einordnung der Unternehmen in bestehende nationale
Beteiligungsnetze und eingeschränkt auch in internatio-
nale Verflechtungen.21

130. Wie bereits vorher erläutert,22 schreibt die EU-Re-
gisterverordnung dem Statistischen Bundesamt vor, Da-
ten über die Gruppenzugehörigkeit von Unternehmen zu
führen. Da diese Daten nicht amtlich erhoben werden,
müssen sie am Markt von privaten Anbietern erworben
werden. Die BvD-Datenbank weist zwar, gemessen an
der Anzahl der Einheiten als Teilmenge der VVC-Daten,
einen geringeren Abdeckungsgrad für deutsche Unterneh-
men auf als der gesamte Datenbestand von VVC, im Rah-
men der bisherigen zwei öffentlichen Ausschreibungen
des Statistischen Bundesamtes zur Beschaffung der ent-
sprechenden Verflechtungsdaten zwischen deutschen Un-
ternehmen hat sich indes jeweils BvD als bester Anbieter
im Sinne der Ausschreibungen erwiesen. Die Monopol-
kommission hat sich aufgrund dieser Ausschreibungser-
gebnisse und aus nachfolgend näher zu erläuternden wei-
teren Gründen entschieden, an der daraus resultierenden
und bereits zum letzten Hauptgutachten eingeführten Da-
tenbasis festzuhalten. Folglich wird auch kein Zukauf der
übrigen, nicht vom Statistischen Bundesamt erworbenen,
da nicht von BvD erfassten Einheiten bei VVC vorge-
nommen und deren Anspielung an die amtlichen Daten
des Unternehmensregisters in Auftrag gegeben. 

131. Zunächst handelt es sich bei den nicht von BvD er-
fassten Einheiten zum weitaus größten Teil um Unterneh-
men der Rechtsformen Freie Berufe, Gewerbebetriebe
und BGB-Gesellschaften (insgesamt ca. 2,3 Millionen).
Kontrollbeziehungen zwischen Unternehmen dieser
Rechtsformen sind nicht meldepflichtig und dementspre-
chend schwer zu erfassen. Klassische Kontrollbeziehun-
gen über Mehrheitsbeteiligungen am Eigenkapital sind
von vornherein ausgeschlossen. Zudem handelt sich ge-
messen an Umsätzen und Beschäftigten naturgemäß um
eher kleinere Unternehmen. Folglich ist der Einfluss der-
jenigen Kontrollbeziehungen, die von VVC zwischen diesen
Einheiten exklusiv erfasst werden, kaum ausschlagge-
bend für die Ermittelung von Konzentrationsraten und

HHI. Dieses Ergebnis wird auch durch eine ausführliche
Vergleichsrechnung des Statistischen Bundesamtes für
das Siebzehnte Hauptgutachten gestützt.

132. Das Statistische Bundesamt hat Konzentrations-
maße unter Berücksichtigung von Unternehmensgruppen
auf der Basis der Investitionserhebung und der privaten
Verflechtungsdaten (jeweils nur VVC, nur BvD und in
Kombination VVC und BvD) berechnet. Die Analyse
zeigt, dass die Kombination von VVC und BvD nur einen
geringfügigen Einfluss auf die Konzentrationswerte ge-
genüber der Verwendung von nur einer privaten Daten-
basis hat. Dementsprechend gering ist auch der zu erwar-
tende zusätzliche Nutzen einer Anschaffung, Aufbereitung
und Anspielung der nicht von BvD erfassten VVC Daten
an das Unternehmensregister zu bewerten. Darüber hin-
aus ist allein für die nötige Anspielung der Daten an die
Einheiten des Unternehmensregisters mit Kosten in Höhe
eines mindestens sechsstelligen Eurobetrages zu rechnen
und eine Realisierung bewegt sich damit weit außerhalb
der Möglichkeiten der Monopolkommission. Zudem wür-
den die bereits eingangs dieses Kapitels erläuterten, viel
gravierenderen Probleme einer unzureichenden Marktab-
grenzung damit keineswegs auch nur ansatzweise gelöst.
Im Ergebnis steht der äußerst geringe zu erwartende zu-
sätzliche Erkenntnisgewinn eines derartigen Projekts da-
her in einer völlig unverhältnismäßigen Relation zu den
immensen erwartbaren Kosten.23

133. Grundlage der Erfassung von Unternehmensgrup-
pen in der amtlichen Statistik ist die Kontrollbeziehung
zwischen rechtlichen Einheiten, wobei Kontrolle als be-
stimmender Einfluss auf die mittel- und langfristigen
Strategien eines Unternehmens definiert wird. Die Fest-
stellung von Kontrolle erfolgt für die meisten Verflech-
tungsbeziehungen über Kapitalanteile (Mehrheitskon-
trolle mit Kapitalanteilen über 50 Prozent oder indirekte
kumulierte Kontrolle über Minderheitsbeteiligungen),
aber auch faktische Kontrollarten wie z. B. Beherr-
schungsverträge werden berücksichtigt.

134. Eine Unternehmensgruppe besteht aus genau einer
unabhängigen rechtlichen Einheit (Gruppenoberhaupt),
die mindestens eine andere rechtliche Einheit kontrolliert.
Dabei muss jede Unternehmensgruppe aus mindestens
zwei juristischen Personen bestehen, d. h. eine natürliche
Person als Gruppenoberhaupt muss mindestens zwei ju-
ristische Einheiten kontrollieren. Sollte es nicht möglich
sein, genau ein Gruppenoberhaupt zu bestimmen, z. B.
bei gemeinsamer Kapitalbeteiligung zu gleichen Teilen
(je 50 Prozent) oder bei zirkulären Kapitalbeziehungen,
so wird per Definition keine Kontrolle ausgeübt, da der
ausgeübte Einfluss auf die Unternehmensstrategien nicht
eindeutig zugeordnet werden kann. Die Konzentrations-
maße werden für wirtschaftliche Einheiten berechnet,
d. h. gruppenzugehörige Unternehmen werden innerhalb
ihres Wirtschaftsbereichs als Unternehmensgruppe zu ei-
ner Einheit zusammengefasst und nicht gruppenzugehö-

21 Vgl. oben Tz. 96 ff.
22 Vgl. Tz. 100–102.

23 Die Monopolkommission schließt damit nicht aus, für zukünftige
Projekte mit anderem Untersuchungsschwerpunkt gegebenenfalls
wieder auf Datenbestände von VVC zurückzugreifen.
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rige Unternehmen gehen einzeln in die Berechnungen
ein.24 

135. Ein bisher noch ungelöstes Problem besteht in der
systematischen Zusammenführung von Unternehmens-
gruppen, welche aufgrund ihrer Organisationsstruktur ge-
trennt als mehrere Gruppen geführt werden. So werden
beispielsweise große Handelsgruppen über mehrere Stif-
tungen kontrolliert oder über verschiedene regionale Grup-
penoberhäupter geführt. Zudem ist es bisher nicht mög-
lich, Gruppenbildungen über Organschaften mit der oben
beschriebenen Gruppendefinition konzeptionell einwand-
frei zu verbinden. Das Statistische Bundesamt arbeitet
derzeit an einer Harmonisierung des Unternehmensgrup-
penkonzeptes, in dem auch Organschaftsbeziehungen in-
tegriert sind.

136. Die Datenlieferungen von BvD enthalten alle
rechtlichen Einheiten, die an einer Unternehmensgruppe
beteiligt sind, die also entweder Mitglied einer Unterneh-
mensgruppe, das Oberhaupt einer Unternehmensgruppe
oder ein Minderheitsanteilseigner an einem Unterneh-
men, das zu einer Unternehmensgruppe gehört, sind.
Grenzübergreifend werden der erste kontrollierende Eig-
ner im Ausland und das weltweite Gruppenoberhaupt be-
rücksichtigt. Rechtliche Einheiten werden in der Daten-
lieferung von BvD als „vom Gesetz anerkannte
juristische Personen oder natürliche Personen, die eine
Wirtschaftstätigkeit ausüben“ definiert. Das Unterneh-
mensregister enthält demgegenüber rechtliche Einheiten
als Unternehmen, wenn sie im Bezugsjahr wenigstens
17 500 Euro steuerbare Umsätze erzielt oder wenigstens
einen Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt haben. Das ist für eine große Anzahl an rechtlichen
Einheiten nicht der Fall, weshalb nur ein Teil der grund-
sätzlich von BvD erfassten Einheiten in den Berechnun-
gen auf der Basis der Unternehmensregisterdaten enthal-
ten sind. 

137. Für das Bezugsjahr 2007 wurden von BvD rund
580 000 gruppenzugehörige deutsche rechtliche Einhei-
ten geliefert. Knapp die Hälfte davon sind im Unterneh-
mensregister enthalten und damit im Sinne des Unterneh-
mensregisters wirtschaftlich aktiv. Bei den Einheiten, die
nicht im Unternehmensregister enthalten sind, handelt es
sich um 

– natürliche Personen, die im Unternehmensregister per
definitionem nicht geführt werden,

– Zweckgesellschaften ohne eigene Umsätze und Be-
schäftigte, deren Aufgaben beispielsweise in der Risi-
koabsicherung, der Realisierung von Steuervorteilen
oder einfach in dem Halten weiterer Kapitalanteile be-
stehen,

– Einheiten, die unter der Erfassungsgrenze von
17 500 Euro steuerbarem Umsatz bzw. einem sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten liegen.

138. Durch die Erschließung neuer Datenquellen und
aufgrund verbesserter Recherchemethoden steigt die
Menge der von BvD erfassten national und international
kapitalmäßig verflochtenen Unternehmen von Jahr zu
Jahr an. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen, verhindert je-
doch fundierte Aussagen zur tatsächlichen Entwicklung
von Kapitalverflechtungen, da der Grund für eine Aus-
weitung unklar bleibt. Neben tatsächlich neu entstande-
nen Beteiligungen kommt stets auch eine bereits früher
vorhandene, aber bisher unentdeckte Beteiligung als Aus-
weitungsgrund infrage. 

2.2.3 Produktionsstatistik

139. Die Konzentrationsstatistik nach Anbietern basiert
auf der Produktionsstatistik des Statistischen Bundesam-
tes für die Wirtschaftsabschnitte Bergbau (C) und Verar-
beitendes Gewerbe (D). Die Anbieter werden nach dem
Güterverzeichnis der Produktionsstatistik (GP 2002) klas-
sifiziert. Hierbei wird die Zugehörigkeit zu Unterneh-
mensgruppen berücksichtigt, indem unterschiedliche An-
bieter, die derselben Unternehmensgruppe und derselben
Warengruppe zugeordnet sind, zu „Anbietereinheiten“
aggregiert werden. Die Konzentrationsmaße werden auf
der Basis des Wertes der zum Absatz bestimmten Produk-
tion berechnet.

140. Der größte Vorteil gegenüber der Wirtschafts-
zweigklassifikation ist eine aufgegliederte Erfassung der
einzelnen Produktionsbereiche von Unternehmen nach
ihren Warengruppen. Somit werden die Ungenauigkeiten,
die bei der Wirtschaftszweigzuordnung nach dem
Schwerpunktprinzip auftreten, umgangen. Deshalb weist
die Produktionsstatistik eine größere Nähe zu dem in der
Klassifikation definierten Markt auf. Allerdings ist diese
Statistik nur für Anbieter mit 20 und mehr Beschäftigten
für die Wirtschaftsbereiche C und D der Wirtschafts-
zweigklassifikation 2003 verfügbar.25 Zudem bleiben Im-
porte durch ausländische Anbieter unberücksichtigt, die
jedoch für die Wettbewerbssituation auf einem Markt
sehr einflussreich sein können. Die berechnete Konzent-
ration bezieht sich daher auf die Produktion in Deutsch-
land, hat aber nicht unbedingt einen Bezug zum verfügba-
ren Angebot auf einem Markt, aus dem die Nachfrager
auswählen können. Die vollständige Konzentrations-
tabelle ist in der Anlage A zu diesem Hauptgutachten, Ta-
belle A.2, einzusehen. 

2.3 Die Bedeutung von Unternehmens-
gruppen 

141. Die großen Unternehmensgruppen in Deutschland
haben teilweise erhebliche Anteile an den Gesamtumsät-
zen bzw. -beschäftigten in ihrem Sektor. Daraus kann eine
Marktmacht resultieren, die Unternehmensgruppen so-

24 Zu methodischen Details zur Bildung von Unternehmensgruppen
vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., An-
lage A, Abschnitt 1.3.

25 Das Güterverzeichnis der Produktionsstatistik hat sich im Gegensatz
zur Wirtschaftszweigklassifikation des Unternehmensregisters im
Vergleich zum Siebzehnten Hauptgutachten nicht geändert. Für nähere
Erläuterungen zur Methodik und zum Verfahren der konzentra-
tionsstatistischen Aufbereitungen der amtlichen Daten nach Anbie-
tern vgl. Monopolkommission, Wettbewerbspolitik in Netzstrukturen,
Hauptgutachten 1998/1999, Baden-Baden 2000, Anlagenband, Teil A.
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wohl wirtschafts- als auch wettbewerbspolitischen Ein-
fluss ermöglicht.

142. Tabelle I.2 zeigt die Anzahl der Unternehmen so-
wie die Anteile der gruppenzugehörigen Unternehmen an
der Gesamtzahl der Unternehmen, am Umsatz und an den
Beschäftigten nach Wirtschaftsabschnitten.26 Von allen
im Unternehmensregister enthaltenen Einheiten sind ins-
gesamt nur 6,3 Prozent der Unternehmen gruppenzugehö-
rig. Diese vereinen jedoch bezogen auf alle Wirtschafts-
abschnitte einen Umsatzanteil von 70 Prozent und einen
Beschäftigtenanteil von 53 Prozent auf sich. 

143. Die Anteile der Unternehmensgruppen am steuer-
baren Umsatz und an den Beschäftigten liegen in den

meisten Wirtschaftsabschnitten über 50 Prozent. Der
höchste Anteil gruppenzugehöriger Unternehmen ist mit
über 30 Prozent im Wirtschaftsabschnitt B, Bergbau und
Gewinnung von Steinen und Erden, verzeichnet. Diese
haben einen Umsatz- und Beschäftigtenanteil von jeweils
über 80 Prozent. Besonders hoch ist die Bedeutung von
Unternehmensgruppen im Wirtschaftsabschnitt D, Ener-
gieversorgung. Hier ist der Anteil gruppenzugehöriger
Unternehmen mit 16 Prozent zwar bedeutend geringer,
deren Umsatz- und Beschäftigtenanteile in der Branche
liegen jedoch über 88 Prozent. Wie bereits aus Tabelle I.1
ersichtlich, ist das Verarbeitende Gewerbe (C) der bedeu-
tendste Wirtschaftsabschnitt in Deutschland. Auf diesen
entfallen zwar nur 7,3 Prozent der Einheiten, aber 34,6 Pro-
zent der steuerbaren Umsätze im Inland sowie
26,6 Prozent der Beschäftigten. Auch die Unternehmens-
gruppen nehmen in diesem Bereich mit einem Umsatzan-
teil von 81 Prozent und einem Beschäftigtenanteil von
70 Prozent eine bedeutende Rolle ein.

26 Angaben über die Anzahl an Unternehmensgruppen je Wirtschafts-
zweig können den Konzentrationstabellen in den Anlagen zu diesem
Gutachten entnommen werden. 

Ta b e l l e  I.2

Bedeutung der Unternehmensgruppen im Jahr 2007 in Deutschland nach Wirtschaftsabschnitten

Wirtschaftsabschnitt Anzahl 
Unternehmen

Anteil gruppenzugehöriger Unternehmen an … (%)

Unternehmen Umsatz Beschäftigten

B Bergbau und Gewin-
nung von Steinen 
und Erden 2.559 35,64 81,25 85,86

C Verarbeitendes
Gewerbe 268.451 15,87 81,25 70,23

D Energieversorgung 19.451 16,34 88,08 88,81

E Wasserversorgung; 
Abwasser- und 
Abfallentsorgung 
und Beseitigung 
von Umweltver-
schmutzungen 13.484 20,20 69,86 54,89

F Baugewerbe 383.564 6,27 35,57 30,69

G Handel; Instandhal-
tung und Reparatur 
von Kraftfahrzeugen 733.772 8,80 65,72 57,13

H Verkehr und Lagerei 129.388 9,07 70,22 63,52

I Gastgewerbe 268.347 2,21 28,84 31,96

J Information und 
Kommunikation 132.486 10,33 80,26 67,00

K Erbringung von 
Finanz- und Ver-
sicherungsdienst-
leistungen 67.182 12,95 81,67 66,36

L Grundstücks- und 
Wohnungswesen 302.212 9,13 48,60 51,02
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Quelle: Eigene Berechnungen der Monopolkommission auf der Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes

M Erbringung von frei-
beruflichen, wissen-
schaftlichen und 
technischen Dienst-
leistungen 471.156 6,99 51,31 42,41

N Erbringung von 
sonstigen wirtschaft-
lichen Dienstleistun-
gen 160.749 8,18 62,37 56,22

P Erziehung und
Unterricht 69.646 3,42 32,35 21,07

Q Gesundheits- und 
Sozialwesen 231.381 2,71 44,79 30,09

R Kunst, Unterhaltung 
und Erholung 100.603 3,27 34,91 32,21

S Erbringung von 
sonstigen Dienst-
leistungen 236.836 2,08 32,80 19,68

Insgesamt 3.591.267 7,48 69,97 52,75

Wirtschaftsabschnitt Anzahl 
Unternehmen

Anteil gruppenzugehöriger Unternehmen an … (%)

Unternehmen Umsatz Beschäftigten

2.4 Am EU-Binnenhandel teilnehmende 
Unternehmen

144. Die zunehmende Internationalisierung einzelner
Märkte schlägt sich in einer hohen Beteiligung von Un-
ternehmen am Im- und Export nieder. Wettbewerbspoli-
tisch ist eine verstärkte Internationalisierung grundsätz-
lich zu begrüßen, da sie in der Regel mit einer
Ausnutzung komparativer Vorteile der beteiligten Ak-
teure einhergeht und gegebenenfalls vorhandene natio-
nale Wettbewerbshindernisse abzubauen hilft. Anderer-
seits sind jedoch auch negative Auswirkungen von
verstärkten Auslandsaktivitäten denkbar, wenn beispiels-
weise bereits national besonders mächtige Unternehmen
ihre Wettbewerbsposition im Heimatmarkt ausnutzen, um
weniger vorteilhaft aufgestellte Konkurrenten im Ausland
zu verdrängen. Empirisch sind derartige Phänomene
mangels zur Verfügung stehender Daten zurzeit nicht ge-
samtwirtschaftlich erfassbar. Für die Konzentrations-
statistik stellt die Internationalisierung daher eine große
Herausforderung dar. Denn je höher die Außenhandels-
beteiligungen deutscher Unternehmen ausfallen, desto
weniger sind auf rein nationalen Daten beruhende Kon-
zentrationsstatistiken geeignet, Wettbewerbsverhalten ad-
äquat abzubilden. 

145. Um die Bedeutung der Internationalisierung für die
deutsche Unternehmenslandschaft aufzuzeigen, wird erst-
malig eine Auswertung nahezu aller am EU-Binnenhan-
del teilnehmenden Unternehmen vorgenommen. Das Un-

ternehmensregister bietet die Möglichkeit, alle im
Register erfassten Unternehmen, die am EU-Intrahandel
teilnehmen, über deren Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer für den EU-Binnenhandel zu identifizieren.27 Da
keine detaillierteren Angaben zu den Import- und Export-
aktivitäten der betroffenen Unternehmen verfügbar sind,
wird im Folgenden jedes Unternehmen als am EU-Bin-
nenhandel teilnehmend behandelt, wenn eine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer zu diesem Unternehmen im
Unternehmensregister verzeichnet ist.28 Tendenziell
kommt es bei diesem Vorgehen mithin zu einer Über-
schätzung der Binnenhandelsaktivitäten, da auch Unter-
nehmen erfasst werden, die zwar eine Umsatzsteuer-Iden-
tifikationsnummer beantragt haben, tatsächlich aber
weder Waren bezogen noch ausgeliefert haben. Anderer-
seits sorgt die Erfassungsgrenze von 17 500 Euro steuer-
barem Umsatz für eine leichte Unterschätzung der Au-

27 Eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer müssen alle Unternehmen
beantragen, die am innergemeinschaftlichen Warenverkehr der Euro-
päischen Union teilnehmen möchten, also Waren innerhalb des EU-
Gemeinschaftsgebietes erwerben oder steuerfrei liefern möchten.
Einzelheiten zum Vergabeverfahren sind auf der Homepage des Bun-
deszentralamtes für Steuern unter http://www.bzst.bund.de abrufbar.  

28 Die Monopolkommission hätte gerne detailliere Angaben zu den Im-
port- und Exportaktivitäten der betroffenen Unternehmen ausgewer-
tet, doch war eine Anspielung der relevanten Informationen aus der
Umsatzsteuerstatistik nicht mehr rechtzeitig vor Redaktionsschluss
möglich.

n o c h  Tabelle I.2
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ßenhandelsaktivität. Vor diesem Hintergrund ist mit
Ungenauigkeiten der ausgewiesenen Werte zu rechen,
was jedoch für eine gesamtwirtschaftliche Einschätzung
der Bedeutung der EU-Binnenhandelsaktivitäten deut-
scher Unternehmen nicht ausschlaggebend ist.

146. Tabelle I.3 zeigt die Verteilung der am EU-Binnen-
handel teilnehmenden Unternehmen sowie deren Gewicht
am Umsatz und den Beschäftigten innerhalb der jeweili-
gen Wirtschaftszweige. Insgesamt nehmen rund die
Hälfte aller erfassten Unternehmen am EU-Binnenhandel
teil. Gemessen am Umsatz und an den Beschäftigten fällt
das Gewicht der importierenden und/oder exportierenden
Unternehmen mit einem Anteil von 72 Prozent am Ge-
samtumsatz bzw. 80 Prozent an den Beschäftigten noch
stärker aus. Die Spannweite der Anteile der Außenhandel
betreibenden Unternehmen reicht von 7 Prozent im Ab-
schnitt Gesundheits- und Sozialwesen bis 73 Prozent im
Abschnitt Verarbeitendes Gewerbe. Dies veranschaulicht
deutlich die große Bedeutung internationaler Wirtschafts-
aktivitäten für die deutschen Unternehmen. Die Ergeb-
nisse stützen damit die Einschätzung, dass zahlreiche
Märkte nicht mehr national abzugrenzen sind und dem-
entsprechend eine Neuausrichtung der klassischen Kon-
zentrationsstatistik zu forcieren ist.

2.5 Ausländisch kontrollierte Unternehmen 

147. Die Internationalisierung der Wirtschaft ist auch
anhand der von ausländischen Investoren kontrollierten

Unternehmen in Deutschland erkennbar. Grundsätzlich
sind Beteiligungen ausländischer Investoren an deutschen
Unternehmen und Unternehmensneugründungen durch
ausländische Investoren positiv zu beurteilen. Sie zeigen,
dass Deutschland ein attraktiver Wirtschaftsstandort ist.
Besonders in national hoch konzentrierten Branchen kön-
nen ausländische Unternehmen einen funktionierenden
Wettbewerb überhaupt erst ermöglichen. Die Gründung
ausländischer Töchter ist indes eher negativ zu bewerten,
wenn bereits besonders mächtige Unternehmen ihre
Marktmacht durch die Gründung zusätzlicher ausländi-
scher Töchter ausbauen, um damit die Wettbewerbsinten-
sität im relevanten Markt insgesamt zu vermindern. Ana-
log zu nationalstaatlichen Beteiligungen an Unternehmen
sind ferner kontrollierende Unternehmensbeteiligungen
anderer Staaten kritisch zu beurteilen. Signifikante aus-
ländische Staatsbeteiligungen beeinflussen die Finanzie-
rungsmöglichkeiten der betroffenen Unternehmen und er-
höhen die Gefahr politischer Einflussnahmen, die den
Wettbewerb analog zu nationalstaatlichen Unternehmens-
beteiligungen verzerren können. Inwieweit kontrollie-
rende ausländische Unternehmensbeteiligungen positive
oder negative Auswirkungen auf den Wettbewerb in ein-
zelnen Märkten entfalten, ist mithilfe der zur Verfügung
stehenden Daten empirisch nicht feststellbar. Anhand der
in Tabelle I.3 ausgewiesenen Statistiken lässt sich jedoch
zumindest die gesamtwirtschaftliche Bedeutung kontrol-
lierender ausländischer Unternehmensbeteiligungen ab-
schätzen. 

Ta b e l l e  I.3

Bedeutung des EU-Binnenhandels und ausländischer Unternehmen

Wirtschafts-
abschnitt

Anzahl
Unter-

nehmen

Anteil Unternehmen, die am EU-
Binnenhandel teilnehmen, an … (%)

Anteil Unternehmen, die von aus-
ländischen Gruppenoberhäuptern 

gehalten werden, an … (%)

Unter-
nehmen Umsatz Beschäftig-

ten
Unter-

nehmen Umsatz Beschäf-
tigten

B Bergbau und Gewinnung 
von Steinen und Erden 2.559 71,79 85,43 85,14 3,56 6,55 20,83

C Verarbeitendes Gewerbe 268.451 73,50 89,30 91,87 1,95 18,01 26,64

D Energieversorgung 19.451 36,89 85,16 78,85 1,34 6,18 7,76

E Wasserversorgung;
Abwasser- und Abfall-
entsorgung und Besei-
tigung von Umwelt-
verschmutzungen 13.484 60,10 78,22 90,10 1,06 4,85 9,96

F Baugewerbe 383.564 53,96 74,91 76,59 0,18 3,98 6,03

G Handel; Instandhaltung 
und Reparatur von Kraft-
fahrzeugen 733.772 72,75 87,28 90,81 1,23 10,45 20,23

H Verkehr und Lagerei 129.388 55,69 81,74 87,09 0,85 6,29 9,83
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Quelle: Eigene Berechnungen der Monopolkommission auf der Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes

I Gastgewerbe 268.347 40,34 68,44 68,17 0,15 8,45 8,14

J Information und
Kommunikation 132.486 61,98 80,40 76,36 1,52 14,14 16,44

K Erbringung von Finanz- 
und Versicherungsdienst-
leistungen 67.182 21,41 79,59 88,82 1,63 8,75 14,51

L Grundstücks- und
Wohnungswesen 302.212 30,77 56,12 63,44 0,69 6,09 6,12

M Erbringung von freibe-
ruflichen, wissenschaftli-
chen und technischen 
Dienstleistungen 471.156 51,42 76,12 81,47 0,77 10,36 13,93

N Erbringung von sonsti-
gen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen 160.749 49,14 76,93 81,95 0,68 15,68 17,97

P Erziehung und
Unterricht 69.646 24,50 39,82 67,27 0,14 0,45 2,15

Q Gesundheits- und 
Sozialwesen 231.381 7,36 33,41 74,77 0,10 0,56 1,89

R Kunst, Unterhaltung und 
Erholung 100.603 41,78 69,01 79,48 0,15 4,34 2,74

S Erbringung von sonsti-
gen Dienstleistungen 236.836 36,65 49,14 72,60 0,13 1,45 4,61

Insgesamt 3.591.267 50,38 72,09 79,97 0,77 8,34 12,39

Wirtschafts-
abschnitt

Anzahl
Unter-

nehmen

Anteil Unternehmen, die am EU-
Binnenhandel teilnehmen, an … (%)

Anteil Unternehmen, die von aus-
ländischen Gruppenoberhäuptern 

gehalten werden, an … (%)

Unter-
nehmen Umsatz Beschäftig-

ten
Unter-

nehmen Umsatz Beschäf-
tigten

148. Mit einem Beschäftigtenanteil von 12 Prozent an
allen im Unternehmensregister erfassten Unternehmen
haben die Töchter multinationaler Unternehmensgruppen
einen maßgeblichen Einfluss auf die Unternehmensland-
schaft in Deutschland. In Abschnitt C (Verarbeitendes
Gewerbe) liegt der Anteil der bei ausländischen Unter-
nehmen beschäftigten Personen mit 27 Prozent besonders
hoch. Eine sehr geringe Beteiligung ausländischer Unter-
nehmen liegt in den Abschnitten P bis S vor. 

149. Tabelle I.4 zeigt die Verteilung der Anzahl, Um-
sätze und Beschäftigten von Unternehmen in Deutschland
mit ausländischem Gruppenoberhaupt nach Herkunfts-

land des Eigentümers aufgeschlüsselt. Die größte Bedeu-
tung haben demnach Töchter von US-Firmen. Auf sie entfal-
len jeweils 23 Prozent des Umsatzes und der Beschäftigten
an allen ausländischen Unternehmen in Deutschland. Ge-
messen an der Unternehmensanzahl liegen an zweiter
Stelle mit 14 Prozent Gruppenoberhäupter aus der Schweiz,
gefolgt von den Niederlanden mit 12 Prozent, Großbritan-
nien mit 8 Prozent, Frankreich mit 7 Prozent und Öster-
reich mit 6 Prozent. Auf die sechs nach der Unterneh-
mensanzahl am häufigsten vertretenen Länder entfallen
insgesamt über 60 Prozent der Umsätze und Beschäftigten
aller ausländischen Unternehmen in Deutschland.

n o c h  Tabelle I.3
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Ta b e l l e  I.4

Deutsche Unternehmen mit kontrollierendem ausländischem Eigentümer
nach dem Herkunftsland des Eigentümers

Quelle: Eigene Berechnungen der Monopolkommission auf der Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes

Herkunfts-
land

Anzahl 
Unternehmen

Anteil an ... (%)
Unternehmen Umsatz Beschäftigten

USA 4.071 14,71 23,38 22,54
Schweiz 3.772 13,63 8,71 11,90
Niederlande 3.404 12,30 9,70 12,71
Großbritannien 2.255 8,15 14,94 8,79
Frankreich 1.981 7,16 9,93 8,92
Österreich 1.729 6,25 3,54 4,33
Luxemburg 1.086 3,92 3,28 4,92
Italien 983 3,55 2,28 3,23
Dänemark 904 3,27 1,69 1,63
Schweden 873 3,15 3,87 4,39
Japan 771 2,79 4,96 2,50
Belgien 692 2,50 1,99 1,83
Übrige 5.155 18,63 12,00 12,32
Insgesamt 27.676 100,00 100,00 100,00

2.6 Staatlich kontrollierte Unternehmen

150. Der Wettbewerb in Märkten, in denen staatlich
kontrollierte Unternehmen zu einem bedeutenden Anteil
aktiv sind, unterliegt in der Regel Verzerrungen. Zum
einen können Subventionsleistungen des Staates öffent-
lichen Unternehmen gegenüber ihren privaten Wettbe-
werbern Vorteile verschaffen. Zum anderen sind die staat-
lich dominierten Branchen in der Regel zumindest in
Teilbereichen besonders reguliert. Beispiele hierfür sind
die Entsorgungswirtschaft, die Deutsche Post AG oder
staatliche Kreditinstitute, die mit einer vergleichsweise
geringeren Eigenkapitalausstattung agieren können als
die privatwirtschaftlichen Mitbewerber.

151. Deshalb werden für ausgewählte Wirtschafts-
zweige Anteile von öffentlichen Fonds, Einrichtungen
und Unternehmen betrachtet. Diese Daten umfassen Ein-
heiten, deren Träger bzw. Eigner die öffentliche Hand ist
oder an denen die öffentliche Hand mit mehr als
50 Prozent des Nennkapitals oder des Stimmrechts – un-
mittelbar oder mittelbar – beteiligt ist. Beispiele hierfür
sind kommunale Eigenbetriebe, Landes- und Bundesbe-
triebe, Anstalten und Körperschaften des öffentlichen

Rechts sowie kaufmännisch buchende Zweckverbände.
In Tabelle I.5 werden Anteile öffentlicher Fonds, Einrich-
tungen und Unternehmen an der Anzahl der Unterneh-
men, den Umsätzen und den Beschäftigten je Wirtschafts-
zweig dargestellt, sofern in Bezug auf einen der
genannten Merkmale ein Anteil von 10 Prozent der öf-
fentlichen Unternehmen überschritten ist.

152. Der Anteil öffentlicher Fonds, Einrichtungen und
Unternehmen ist, gemessen an der Anzahl der Unterneh-
men, mit 55 Prozent in der Wasserversorgung (WZ 36)
besonders hoch. Dieser Bereich unterliegt einer komple-
xen staatlichen Regulierung. Gemessen am Umsatz sind
die Anteile neben der Wasserversorgung mit 66 Prozent
im Bereich des Spiel-, Wett- und Lotteriewesens mit
40 Prozent erheblich. Besonders ausgeprägt ist die Be-
deutung der öffentlichen Hand, wenn die Anteile der
Beschäftigten in den einzelnen Wirtschaftszweigen zu-
grunde gelegt werden. Mit je über 45 Prozent Be-
schäftigtenanteil der öffentlichen Unternehmen stehen die
Wirtschaftszweige Energieversorgung (WZ 35), Wasser-
versorgung (WZ 36), Abwasserentsorgung (WZ 37) so-
wie Kreative, künstlerische und unterhaltende Tätigkeiten
(WZ 91) unter einem erheblichen staatlichen Einfluss.
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Ta b e l l e  I.5

Anteil öffentlicher Fonds, Einrichtungen und Unternehmen an der Anzahl der Unternehmen,
am Umsatz und an den Beschäftigten in ausgewählten Wirtschaftszweigen

Quelle: Eigene Berechnungen der Monopolkommission auf der Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes

Wirtschaftszweig
Anteil öffentlicher Fonds, Einrichtungen und Unternehmen an ... (%)

Unternehmen Umsatz Beschäftigte

35 Energieversorgung 4,90 30,51 38,44

36 Wasserversorgung 54,52 66,23 77,83

37 Abwasserentsorgung 26,86 29,00 48,22

38 Sammlung, Behandlung 
und Beseitigung von Ab-
fällen; Rückgewinnung 4,55 15,84 28,25

49 Landverkehr und Trans-
port in Rohrfernleitungen 0,52 32,53 29,65

52 Lagerei sowie Erbringung 
von sonstigen Dienstleis-
tungen für den Verkehr 0,94 14,71 16,05

68 Grundstücks- und 
Wohnungswesen 0,42 10,02 15,70

85 Erziehung und Unterricht 0,58 5,10 13,43

86 Gesundheitswesen 0,26 27,90 20,90

90 Kreative, künstlerische 
und unterhaltende Tätig-
keiten 0,31 5,87 46,75

91 Bibliotheken, Archive, 
Museen, botanische und 
zoologische Gärten 6,19 13,34 30,01

92 Spiel-, Wett- und
Lotteriewesen 0,36 39,52 11,32

3. Fazit

153. Gemäß § 44 Absatz 1 Satz 1 GWB beurteilt die
Monopolkommission in ihrem zweijährlich erscheinen-
den Hauptgutachten regelmäßig den Stand und die abseh-
bare Entwicklung der Unternehmenskonzentration in der
Bundesrepublik Deutschland. Trotz zahlreicher Verbesse-
rungen der Konzentrationsstatistik in den letzten Jahren
bleiben jedoch interpretatorische Grenzen, die die wirt-
schaftspolitische Aussagekraft und damit den Nutzwert
insbesondere der klassischen Konzentrationsstatistik er-
heblich limitieren. 

154. Hierfür sind in erster Linie zwei Problembereiche
verantwortlich, die durch das vom Bundeswirtschafts-
ministerium in Auftrag gegebene Projekt zur Modernisie-
rung der Konzentrationsberichterstattung thematisiert wer-

den sollen. Dies betrifft im Kern zunächst das Problem
unzureichender empirischer Marktabgrenzungen, welches
sich im Zuge der Globalisierung stetig verschärft. Die ak-
tuellen Auswertungen zur Bedeutung des EU-Binnenhan-
dels bestätigen dies deutlich. Vor diesem Hintergrund
scheint die Frage berechtigt, inwieweit die Erstellung der
„klassischen“ Konzentrationstabellen im Anlagenband
der Hauptgutachten noch eine ausreichende Berechtigung
hat. Sofern die zugrunde liegende Marktabgrenzung wie
bisher ausschließlich über die Klassifikation der Wirt-
schaftszweige vorgenommen wird, ist die Aussagekraft
von Konzentrationsraten und dem HHI äußerst gering.
Erschwerend kommt hinzu, dass eine unzureichende
Marktabgrenzung kaum durch die Berechnung ausgeklü-
gelterer Indikatoren zur Messung von Wettbewerb oder
den Zukauf von weiteren Daten zu heilen ist. 
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155. Der zweite maßgebliche Grund, eine Neukonzipie-
rung der Konzentrationsstatistik anzustreben, liegt darin
begründet, dass sich die Problemlage bei den zur Verfü-
gung stehenden Unternehmensdaten im Vergleich zu frü-
heren Jahren grundlegend verändert hat. Während noch
bis zum Sechzehnten Hauptgutachten nahezu alle für die
Monopolkommission verfügbaren und relevanten Unter-
nehmensdatenbestände ausgewertet wurden, übersteigt
das Angebot relevanter öffentlicher und privater Daten-
bestände bereits heute bei Weitem die finanziellen und
personellen Analysekapazitäten der Monopolkommission.
Zudem sind für eine Großzahl an Unternehmen zahlrei-
che zusätzliche Begleitmerkmale verfügbar, die vielfältige
neuartige Analysen ermöglichen. Aufgrund der anhalten-
den rasanten Entwicklungen im Datenbereich wächst das
neu gewonnene Analysepotenzial zudem stetig an und
verschiebt dementsprechend die Tätigkeitsschwerpunkte
im Rahmen der Konzentrationsberichterstattung in grund-
legend andere Arbeitsgebiete als noch im Jahr 2008 und
davor. 

156. Angesichts der neu gewonnen zahlreichen Analy-
sepotenziale sind die Opportunitätskosten einer klassi-
schen Konzentrationsberichterstattung für die Monopol-
kommission im Vergleich zu früheren Gutachten enorm
gestiegen. Solange das Problem unzureichender empiri-
scher Marktabgrenzungen nicht für einen großen Teil der
deutschen Unternehmenslandschaft mit einem vertretba-
ren Aufwand gelöst ist, werden durch die Erstellung der
klassischen Konzentrationsstatistik finanzielle und perso-
nelle Ressourcen gebunden, die bei Einsatz in anderen
Aufgabenbereichen einen deutlich höheren Erkenntnisge-
winn erzielen könnten. Um die wettbewerbspolitische

Aussagekraft der konzentrationsstatistischen Analysen zu
steigern, überlegt die Monopolkommission daher, eine
stärkere Fokussierung auf bestimmte einzelne Märkte
oder spezifische wettbewerbspolitische Problemstellungen,
wie z. B. M&A-Aktivitäten, öffentliche Subventionen,
Staatsfonds, internationale Unternehmensverflechtungen,
Unternehmensgründungen und -aufgaben, Auslandsver-
lagerungen oder national dominierende Großunterneh-
men, vorzunehmen. Eine Fokussierung auf bestimmte
Themen oder Sektoren hätte den Vorteil, inhaltlich und
methodisch tiefer gehende Analysen vorzunehmen, was
in der Regel eine Voraussetzung ist, um wirtschaftspoli-
tisch relevante Aussagen und Handlungsempfehlungen
abgeben zu können. Grundsätzlich hält es die Monopol-
kommission für vorzugswürdig, eher zu einer bestimmten
Fragestellung tiefer gehende Analysen zu präsentieren als
sehr umfangreiche, aber weniger aussagekräftige Statisti-
ken für eine sehr große Unternehmensanzahl zu erstellen.

157. Bei der Evaluierung potenzieller zukünftiger Schwer-
punktsetzungen könnte das Gutachten zur Modernisierung
der Konzentrationsberichterstattung einen entscheiden-
den Beitrag leisten. Welche konkreten Empfehlungen der
Gutachter erstellt, bleibt abzuwarten. Parallel zu den kon-
zeptionellen Arbeiten des ZEW strebt die Monopolkom-
mission eine Ausweitung der empirischen Auswertungen
auf der Basis der nunmehr zugänglichen amtlichen Fir-
mendaten an. Inwieweit hier substanzielle Fortschritte er-
zielt werden können, hängt jedoch entscheidend von den
Kapazitäten des Statistischen Bundesamtes und der statis-
tischen Landesämter ab, die von der Monopolkommis-
sion nicht beeinflusst werden können.
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